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Vierundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


Telegraphiſche Depeſchen. 

Lemberg, 27. Januar. Die „Gazeta narodowa“ enthält eine 
Correſpondenz aus Krakau, nach welcher das Central-Comité im 
Königreich Polen am 22. d. zwei Aufrufe erlaſſen hat. Der erſte 
ruft die ganze Nation zu den Waffen; der zweite enthält die Zu⸗ 
ſicherung, daß Grundbeſitz an das Landvolk vertheilt, und die Guts⸗ 
befiger aus Nationalmitteln entſchädigt werden ſollen.) Auch wird 
den Wittwen und Waiſen Gefallener Grundbeſitz zugeſichert. — Pultusk 
und Kutno ſollen von den Aufſtändlichen beſetzt, in Bodzantyn ſoll 
die Garniſon niedergemetzelt worden ſein. 

Von uns bereits geſtern direkt gemeldet. D. Red. d. Bresl. 8. 

Turin, 27. Januar. Dem Vernehmen nach ſollen einem Be⸗ 
fehle des Kriegsminiſters zufolge die Conſeribirten aller Waffengattungen, 
ſowohl die der activen Corps, wie der Depots, aus den Altersklaſſen 
— und 1857 am 1. Februar d. J. auf unbeſtimmte Zeit Urlaub 
erhalten. 

Petersburg, 27. Januar. Das „Journal de St. Petersbourg“ 
giebt die Anrede, welche der Kaiſer am Sonntag bei der Parade des 
Ismailowskiſchen Garderegiments gehalten. Seine Majeſtät begann 
damit, es ſei ſein Wille, daß die Offiziere die Vorgänge in Polen, die 
den meiſten von ihnen ohne Zweifel noch unbekannt ſeien, aus ſeinem 
Munde erfahren ſollten, und ſchloß die gedrängte Darſtellung der Er⸗ 
eigniſſe mit folgenden Worten: „Gleichwohl will ich, ſelbſt nach dieſen 
greulichen Nachrichten, nicht die ganze polniſche Nation anklagen. Ich 
ſehe in allen dieſen ſchmerzlichen Ereigniſſen das Werk der revolutio⸗ 
nären Partei, die überall ſich den Umſturz der geſetzlichen Ordnung ge⸗ 
lobt hat. Ich weiß, daß dieſe Partei darauf rechnet, bis in Eure 
Mitte hinein Verräther zu finden; aber ſie wird meinen Glauben an 
die Pflichtergebenheit meines treuen und ruhmvollen Heeres nicht er⸗ 
ſchüttern. Ich bin überzeugt, daß heute mehr als je ein jeder von 
Euch in dem Gefühl und Verſtändniß von der Heiligkeit des Eides 
ſeine Pflicht thun wird, wie die Ehre unſerer Fahne es erfordert. Ich 
ſelbſt habe zuerſt in Euern Reihen gedient, habe ſpäter die Ehre ge⸗ 
habt, Euch während mehrerer Jahre zu befehligen, und deshalb iſt mir 
Eure Hingebung ſo wohl bekannt. Ich war ſtolz auf Euch vor mei⸗ 
nem Vater. Ich bin gewiß, daß, wenn die Umſtände es erfordern, 
Ihr auch heute Eure Geſinnungen durch die That bewähren werdet, 
daß ich auf Euch rechnen kann und daß Ihr mein volles Vertrauen 
rechtfertigen werdet.“ 

Die Worte des Kaiſers wurden mit Begeiſterung aufgenommen. 

(Weitere Ausführung der frühern Depeſche.) 
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Preuß eu. 
Landtags = Verhandlungen. 

5. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. (22. Jan.) 

Das Haus iſt in lebhafter Bewegung; die Tribünen ſind bis auf den 
letzten Platz beſetzt. In der 8 Freih. v. d. Heydt, in — 
des Herrenhauſes der frühere Juſtizminiſter v. Bernuth, v. Zander, v. Dier⸗ 
gardt, v. Kleiſt⸗Retzow u. A. 

Präſident Grabow eröffnet die a um 10% Uhr. Am Miniſter⸗ 
tiſch: v. Bismarck, v. Bodelſchwingh, Graf Itzenplitz, v. Mühler, Graf zur 
Lippe, ſpäter Graf zu Eulenburg, v. Selchow, v. Roon. 

Der Präſident theilt das Reſultat der Wahlen zu den Commiſſionen 
für die Berathung der Adreſſe und des Geſetzentwurfes über die Diäten ꝛc. 
der Abgeordneten (Vorſ. Abg. v. Carlowitz, Schriftf. Abg. Dr. John [Lablau]) 
mit und macht mehrere geſchäftliche Mittheilungen, u. A. über den Eingang 
weiterer Zuſtimmungs⸗Adreſſen, deren Unterſchriftenzahl jetzt zuſammen 
337,430 betrage. Mehrere Urlaubsgeſuche wegen Unwohlſeins werden ver⸗ 
leſen und genehmigt. Der Präſident ertheilt hierauf das Wort an den 
iniſterpräſidenten: Ich habe, meine Herren, Ihnen eine Allerhöchſte 
Botſchaft mitzutheilen (Senſation. Das Haus und die Tribünen erheben 
ſich.). Dieſelbe lautet (ungefähr): „Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden ꝛc, 
haben beſchloſſen, dem nahe * Tage, an welchem Unſer in Gott 
ruhender Vater Sein Volk zu den Waffen rief, die Weihe einer bleibenden 
Erinnerung zu verleihen. Mit opferbereiter Hingebung haben Männer und 
Jünglinge aus allen Berufskreiſen den heimiſchen Herd und Alles, was 
ihnen theuer war, verlaſſen und mit Begeiſterung ſich um die Landesfahnen 
geſchaart, und indem fie ihr Leben einſeßten, die glorreichen Siege der Frei⸗ 
heitskriege errungen. Das Andenken an eine Erhebung der Treue und der 
Vaterlandsliebe am Jahrestage des königlichen Aufrufs vom 17. März 1813 
mahnt dazu, vor Allem eine Schuld der Dankbarkeit und der Pflicht gegen 
die Invaliden und Veteranen abzutragen, welche in jenen Kriegen invalide 
geworden oder überhaupt jetzt hilfsbedürftig ſind, und ihnen am Abende 
ihres Lebens eine erneute Fürſorge zu widmen. Wir ſind gewiß, daß Unſere 
Abſichten in dieſer Hinſicht willkommen geheißen werden, und in Anbetracht 
deſſen haben wir das Staatsminiſterium beauftragt, dem Landtage den fol: 
genden Geſetzentwurf vorzulegen.“ 

Der Minifter legt denſelben, ohne ihn zu verleſen, auf den Tisch des 
Hauſes. Er theilte hierauf auch die allerhöchſte Ordre vom 18. d. M 
„amtlich“ in extenso mit. Nach feiner einleitenden Bemerkung, „dies iſt 
keine Botſchaftl“ ſetzen ſich die Abgeordneten wieder. (Das Haus hört 
dieſe bereits bekannte Ordre mit Unruhe an.) f 

Auf Vorſchlag des Präſidenten beſchließt das Haus, den überreichten 
Geſetzentwurf nach § 15 der Geſchäftsordnung (bei mündlicher Berichter⸗ 
ſtattung) zu berathen. Zum Berichterſtatter ernennt der Präsident hierauf 
den Abg. Stavenhagen, zum Corref. den Abg. Baron v. 


derſt. 
Abg. Eberty überreicht eine mit 3256 Unterſchriften bedeckte Zuſtim⸗ S 


mungs⸗Adreſſe aus dem n Kreiſe. 

‚Der Miniſter⸗Präſident 1 
Kriegsminiſters einen Geſetzentwurf, betreffend die Verſorgung der Invaliden 
8 — Jabren 1806—7 und 1812, welcher erhöhte Penſionen für dieſelben 

eantragt, g 

Der Praſident ſchlägt vor, denſelben in gleicher Weiſe wie den erſten 
zu behandeln. Das Haus ſtimmt bei. 

Präsident Grabow theilt, zu dem eigentlichen Gegenſtande der Tages⸗ 
ordnung übergehend, mit, daß er mit der General⸗Discuſſion die Debatte 

er die Frage, ob eine Adreſſe überhaupt zu erlaſſen, verbinden, und nach 

luß der Speclal⸗Discuſſion zunächſt über dieſe Frage abſtimmen laſſen 
wolle Als Antragsteller werde er die Abg. Virchow, v. Binde und Reihen: 
bender (Geldern) betrachten. Das Haus iſt mit dieſem Modus . — 
Su. — Als Redner find eingeſchrieben für den Entwurf der Commiſſion: 
> Carlowitz, Virchow, Velthuſen, Tweſten, Meibauer, von 
Waldeck, Pannier, Dr. Freſe (Riten) egen dieſen 
oß, Zehrt, v. Bonin (Stolp), beide Reichen⸗ 

Gußer, v. Denzien, Graf Bethuſi⸗Huc, Graf Schwerin, Oſterrath. — 3 

leitung der Debatte erhält das Wort 5 
kun Der Referent v. Sybel. Nach einigen Worten über die hohe Bedeu⸗ 
dug und Wichtigkeit der bevorſtehenden Verhandfungen führt derſelbe aus: 
den Adreßentwurf, den er Namens der Commiſſion vorgelegt, habe nicht 

n weck, eine Antwort auf die Thronrede zu fein; es fei eine Schrift über 
Lage des Landes, welche das Volk durch das Organ ſeiner Vertreter in 
heſurcht und Vertrauen an den Stufen des Tprones niederlege, um 
den Majeſtät Recht und Abbilfe gegen eine Reihe von Regierungshandlun⸗ 
fie dad ſuchen, welche die Miniſter Er. Majeſtät angerathen hätten, indem 
geip abel — während Se. Majeſtät wiederholt den entſchiedenen Willen aus⸗ 
pechanben, die Verfaſſung zu ſchüben und zu ſchirmen — Sr. Majejtät den 
faſſu nanißpollen Umſtand verdeckten, daß jene Handlungen thatſächliche Ver⸗ 
ugs verletzungen in ſich ſchließen. (Sehr richtig.) Darüber, daß dieſe that⸗ 


Au Jamie 
„Janiszewsli 
Air: v. Benda, v. Seherr⸗ 


berreicht in Vertretung des abweſenden 5 


ur] gen Jahres. 


ſächlichen Verletzungen beſtehen, habe bei allen Mitgliedern der Commiſſton velle zum Kriegsdienſt. Durch dieſe 


Einſtimmigkeit geherrſcht; ſtreitig ſei nur die Grag geweſen, ob die Adreſſe 
außer der Verfaſſungsverletzung noch andere Gegenſtände berühren ſolle — 
wie der Virchowſche Entwurf — oder ob ſie ſich allein auf den Art. 99 der 
Verfaſſung beſchränken folle — wie der Reichenſpergerſche Entwurf — oder 
ob fie ih zwar auf die Verfaſſungsfrage beſchränken, dieſelbe aber in ihrem 
ganzen Umfange mit allen unvermeidlichen Conſequenzen erörtern ſolle. Mit 
19 gegen 2 Stimmen habe ſich die Commiſſion in dieſem letzten Sinne aus: 
gu ſorochen. Im Einverſtändniß mit der Commiſſion vermeide er es, die 
Gründe dieſer Entſcheidung ſchon jetzt darzulegen. Nur einen Punkt wolle 
er bier noch berühren: Der Herr Miniſterpräſident habe, nach Ausweis des 
Protokolls in der Commiſſion erklärt: (Folgen die betr. durch die Zeitun⸗ 
gen ſchon genügend bekannten Auslaſſungen des Miniſterpräſidenten über 
die „Grenzen deſſen, was ein König von Preußen. hören darf“, feine Erklä⸗ 
rung, dem Könige zur Empfangnahme der Adreſſe nach Virchow's Entwurf 
nicht rathen zu können u. ſ. w.) Dieſen Aeußerungen gegenüber wolle er 
nur erklären, daß darin eine neue Abweichung der Staatsregierung von 
dem Geiſte und dem Buchſtaben der Verfaſſung liege. Da Ark. 81 derſel⸗ 
ben dem Hauſe ausdrücklich das Recht beilege, Adreſſen an den König zu er⸗ 
laſſen, fo ſei es der Commiſſion als eine Auflehnung gegen dieſes Geſetz er⸗ 
ſchienen, daß der Miniſterpräſident erklärt babe, Sr. Majeſtät rathen zu 
wollen, nicht ewa die Deputation des Hauſes zu empfangen, ſondern die 
Adreſſe nicht anzunehmen. Denn das ſei ohne weiteres klar, daß, wenn 
der König die Adreſſe zurügweiſen könne, jenes Recht der Kammer nicht 
mehr exiſtire. (Bravo!) 

Da die Miniſter für die Handlungen Sr. Majeſtät verantwortlich, ſo ſei 
es eine Ehrfurchtsverletzung gegen den König, wenn dieſelben ſich und ihre 
Handlungen mit Sr. Majeſtät identificirten (Bravo.) und die Unterſchei⸗ 
dung, welche eine Adreſſe, in loyaler, würdiger, pflichtſchuldiger Form zwi⸗ 
chen der Krone und dem Miniſterium durchführe, zurückwieſen. Es ſei ein 
Satz darin, der Se. Majeſtät auſmerkſam mache auf diejenigen, die ihr 
ſonſt im Lande wurzelloſes Auftreten zu ſchützen ſuchen mit dem Namen 
des Könige. (Brovo!) Jene Scheidung zwiſchen dem König und den Mi⸗ 
niſtern nenne man mit Unrecht eine conſtitutionelle Fiction, ſie würde nicht 
in ganz Europa Geltung haben können, wenn ſie etwas anderes ſei, als der 
Ausdruck des Satzes, „der König kann nicht Unrecht thun“. Das heiße, 
daß der Monarch niemals im Sinne haben könne, das Vaterland zu ſchä⸗ 
digen. Ein Wahnwitz aber wäre es, zugleich zu verlangen, daß der Monarch 
in allen Zweigen der Verwaltung gleich unterrichtet ſein müſſe. Deshalb 
ſei der techniſche Rath der Miniſter verantwortlich. Auf Fehltritte dieſer 
Räthe ſei die Krone aufmerkſam zu machen; das ſei keine Schwächung, ſon⸗ 
dern eine Stärkung derſelben. — Der Adreßentwurf ſei von verſchiedenen 
Seiten als „offenſiv“ bezeichnet; er weiſe dieſen Ausdruck mit aller Ent⸗ 
chiedenheit zurück. Wenn jemals ein Schriftſtück das Maß der nothwendi⸗ 
gen Defenſion eingehalten, ſo ſei es dieſes. Die Adreſſe begehre keine neuen 
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drücklich, da 
Sollte die preußiſche Kammer dies Recht nicht haben? Eine Ordre 


werde die Wahrheit 
habe — einen höfiſchen, ſondern einen königlichen Sinn. 
nachſichtli 


Abg. v. Benda: Der Kreis der Freunde, zu denen ich gehöre, war 
urſprünglich gegen jede Adreſſe. Er war nur dann dafür, wenn nicht da⸗ 
durch eine Spaltung der liberalen Parteien herbeigeführt würde. Dies Re⸗ 
ſultat iſt leider da. Wir beklagen dies tief. Wir haben keine Illuſton über 
die uns zu Gebote ſtehenden Machtmittel gegen die Verletzung der Verfaſ⸗ 
jung. Wir glauben, daß zur Vertheidigung der Verfaſſung Sinmütbigteit 
gehört. Indeß die Adreſſe iſt beſchloſſen. Sie wird keine Veränderung mehr 
erfahren können. Alles, was gegen die Adreſſe geſagt wird, wird daher nur 
zur Erläuterung dienen. Wir haben uns bemüht, in den Vorberathungen 
die Schärfe des Entwurfs zu mildern, auch in der Commiſſion haben wir 
es verſucht, leider ohne Erfolg. Was ſollten wir nun thun? Sollten wir 
nun einem von den andern Entwürfen unſere Zuſtimmung geben oder gegen 
jede Adreffe ſtimmen? Wir Alle haben den Scharſſinn des Reichenſperger⸗ 
ſchen Entwurfes anerkannt, aber wir halten denſelben nicht für einen guten 
Ausdruck unſerer Gefühle. Dem Eingang und Ende des Entwurfes des 
Hrn. v. Vincke hätten wir unſere Zuſtimmung geben können, aber derſelbe 
zeichnet die ſcharfe Spannung der Lage nicht. Auch find wir nicht im Stande, 
ſelbſt in einer fo unſergeordneten Sache, wie die heſſiſche, den jetzigen Mini- 
ſtern unſern Dank auszuſprechen. Auch gegen die Adreſſe der Commiſſion 
baben wir die ſchwer den Bedenken, beſonders gegen die Paſſus 6 und 9. 
Es find Andeutungen darin, die an der Stelle, für die fie beſtimmt ſind, 
Kränkung 9 1 5 können, die vielleicht jeden Weg der Verſöhnung ab⸗ 


„ſchneiden. Man hat in der Commiſſion gejagt, an eine Verſöhnung ſei 


überhaupt nicht mehr zu denken. Wenn von einer Verſtändigung mit den 
n en Räthen der Krone geſprochen wird, ſo iſt allerdings zu er⸗ 
lären, daß daran kein Menſch mehr denkt. Aber die Hoffnung 5 Ver⸗ 
ſoͤhnung des Landes mit dem Träger der Krone, hat man nicht aufgege⸗ 
ben. An unſerem erhabenen Könige hängt das Land mit alter Treue. 
(Bravo. Sehr wahr!) 


Deshalb wird es keinen Anklang im Lande finden, wenn in der Adreſſe 
tellen vorkommen, die unnöthiger Weile an hoͤchſter Stelle bittere Empfin⸗ 
dungen hervorrufen, deshalb wünſchen wir dringend die Streichung der 
Baus 6 u. 9. Meine Herren! Nur noch wenige Worte. Es trat ſchließ⸗ 
lich an uns die Frage heran, ob wir auch, wenn jene Stellen ſtehen bleiben, 
für die Adreſſe ſtimmen ſollen. Hierüber hat uns die Aeußerung des Mi⸗ 
niſterpräſidenten unſere letzten Zweifel ge Aus dieſen Aeußerungen folgt 
der nackte Abſolutismus. (Sehr gut, ſehr wahr!) Es wird in denſelben 
die erhabene Perſon des Königs mit verfaſſungswidrigen Handlungen iden⸗ 
tificirt. Danach müſſen wir für die Adreſſe ſtimmen. Wir thun dies mit 
ſchwerem Herzen. Weder Inhalt noch Form haben unfere volle Billigung, 
san Die Samen; daß wir in 2 Werthe zeigen ale, daß wir 

en Majorit 8 Hauſe erthei ver⸗ 
ee ER (Bab ih des H gung der Verfaſſung ver 


Abg. Dr. Waldeck: Wenn ich für die Adreſſe auftrete, jo geſchiebt das 
nicht in der Vorausſetzung, daß die Rechte, deren Verletzung die Adreſſe 
rügt, etwa noch einer Vertbeidigung bedürfen. Unſere Adreſſe iſt die Con⸗ 
ſequenz der Beſchlüſſe des 17. Sept., des 7. Okt. und des 13. Okt. des vori⸗ 
Am 17, Sept. erklärte die Majorität des Hauſes, daß fie die 
von der cee f geforderten Ausgaben für die neue Heeresorganiſation 
nicht genehmigen könne. Sie faßte dieſen Beſchluß, weil dieſe Ausgaben der 
geſetzlichen Grundlagen entbehrten und die Finanzen des Landes in unge: 
bührlicher Weiſe belaſteten. Am 7. Okt. waren noch Stimmen, die dieſem 
Beſchluſſe nicht beitraten, die aber erklärten, die Ausführung von Ausgaben, 
die das Haus der Abgeordn. geſtrichen, ſei verfaſſungswidrig. Der 13, Okt. 


bei endlich vereinigte die ganze liberale Partei gegenüber dem verfaſſungswidri⸗ 


gen Beſchluſſe des Herrenhaufes, Was ift nun geſchehen? Wir hatten nicht 
etwa das Land in hilfloſer Lage gelaſſen. er Etat von 1862, wie er von 
uns feſtgeſetzt war, betrug immer noch 134 Millionen. Gegenwärtig wird 
der Etat von 1863 vorgelegt und jene Ausgaben find gewiß wieder fo auf⸗ 
tg wie die früheren. Dadurch iſt es klar, daß das von uns Gerügte 
ortgeſetzt wird. Und das kann keine Veränderung erleiden durch die No⸗ 


Zeitun 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernedmen alle Voſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. . 


Mittwoch, den 28. Jannar 1863. 


dieſe ſollen gerade die Ausgaben legaliſtrt 
werden, die wir für ungerechtfertigt halten. x 

Der berechtigten Erklärung des Hauſes gegenüber ſagt bie . al 
Wir kehren uns nicht an das, was ihr ſagt. (Hört!) Durch kein Beiſpiel 
der Geſchichte kann ein ſolcher Vorgang belegt werden. in O 
reich ſind die 6 Millionen, welche die Volksvertretung vom Kriegsbudget 
geſtrichen bat, wirklich von der Regierung geſtrichen worden. (Hört!) In 
welcher Lage ſind wir dagegen? Wir befinden uns in einer perennirenden 
Vorausſetzung eines budgetloſen, verfaſſungs⸗ und geſetzwidrigen uſtandes 
(ſehr gut, Bravo!) Iſt es möglich, auf dieſe Interpretation des Artikel 99 
der Verfaſſung einzugehen? So weit dies möglich war, iſt dies am 7. Oct. 
geleiſtet. Dem Lande gegenüber muß die Lage demonſtrirt werden; freilich 
hat das, was die Adreſſe jagen will, bereits der verehrte Präſident dieſes 
Hauſes geſagt. Allerdings bat er dafür Anfeindungen erlitten. Aber dieſe 
Anfeindungen gereichen ihm zur höchſten Ehre. (Bravo!) Ich glaube, ich 
ſpreche im Sinne faſt des ganzen Hauſes, wenn ich erkläre: „der Herr Prä⸗ 
ſident hat ſich durch dieſe Rede um das Vaterland verdient gemacht“ 
(ſtürmiſches Bravo n er und Fraction Bodum:Dolfis erheben 
ih in unwillkürlicher Bewegung von ihren Sitzen; die Katholiken, die Alt⸗ 
liberalen die Feudalen bleiben ben). Ich bin im Allgemeinen kein Freund 
von Adreſſen, ich mache mir keine Illuſionen über die Erfolge derſelben. 
Aber ſowohl dem Lande als dem Throne gegenüber ſind wir verpflichtet, 
unſere Meinung zu ſagen. Es iſt gegen den Entwurf der Commiſſion eins 
gewendet worden, er verletze die Ehrerbietung gegen den König Wo iſt 
i Wort, ein Satz, der die Ehrerbietung verletzt? Wenn es überhaupt 
Pflicht iſt, die Wahrheit zu ſagen, dann iſt es gewiß vor allem Pflicht, fie 
dem König zu ſagen. (Hört, hört!) Wenn das, was wir ſagen, verletzt, 
ſo iſt es die Wahrheit, welche verletzt. Der Herr Miniſterpräſident hat er⸗ 
klärt, er könne dem Könige nicht zur Annahme des von der Commiſſion 
empfohlenen Entwurſes rathen. Aber, m. H., wenn es ſich darum handelt, 
gerade das Miniſterium vor dem Throne anzuklagen, dann iſt der Präſident 
fixen en wahrhaftig zu einem ſolchen Rathe nicht competent. 
(Hört, hört!) 

Der Herr Miniſterpräſident will ſich mit dem Schilde der Krone decken 
(bört!). Darum erklärt Art. 43 der Verfaſſung die Krone für unverant⸗ 
wortlich, weil der folgende Artikel das Miniſterium für verantwortlich ers 
klärt, das iſt auch der erſte Fundamentalſatz des Konſtitutionalismus. Gegen 
die Anſicht des Miniſters haben ſich alle Vaterlandsfreunde, die erſten 
Staatsrechtslehrer Deutſchlands ausgeſprochen. Karl v. Moſer ſchreibt 1767: 
„Die Worte, mein Herr hat es ſo befohlen, find eine volle Rechtfertigung 
für einen Feldherrn, fie find aber eine elende Entſchuldigung für einen Mis 
niſter, der damit ſeine unzuläſſigen Handlungen rechtfertigen will.“ Ich 
komme auf die verſchiedenen Vorſchläge: ich bedaure, daß ich über dieſelden 
reden muß, ehe ſie motivirt ſind. Ich hoffe zunächſt, daß die Partei, der der 
erſte Redner angehört, und welche, wie wir gehört haben, noch einige Aus⸗ 
ſtellungen an der Adreſſe zu machen hat, trotz derſelben, für die Adreſſe ſtimmen 
wird, und freue mich, daß uns dazu Ausſicht gemacht iſt. Die Adreſſe des Herrn 
v. Vincke hat das Niveau einer Antwort auf die Thronrede. Sie ſpricht 
freilich auch von dem Verfaſſungsbruch, aber in derſelben Adreſſe einen 
Verfaſſungsbruch zu ſignaliſiren und banale Phraſen und Hoffnungen auszu⸗ 
ſprechen, it ungehörig (hört, hört!). Der Paſſus über die Militärfrage jagt 
nicht, welche Pläne denen der Regierung gegenüber geſtellt werden ſollen. 
Das iſt auch in der Ordnung, da man ja das Geſetz, das von der Regie⸗ 
rung erwartet wird, noch nicht kennt. Aber dann iſt der Paſſus nur dazu 
geeignet, den Eindruck hervorzubringen, daß eine Verſchiedenheit der Anſich⸗ 
ten über die Militärfrage gar nicht exiſtirt. Aber das wäre falſch. 

Haus hat deshalb ſo gehandelt, wie es gehandelt bat, weil es dieſer Orga⸗ 
2 — gegenüber, jo lange nur eine ſolche uns vorgelegt wird, das 
ehalten w 

Man hat nun in unſerm Entwurſe beſonders gegen Paſſus 6 und 9 
Bedenken geäußert. Aber, meine Herren, größere Scham hat mir nie etwas 
erregt, als jener Erlaß des Hrn. Juſtizminiſters (der Redner wird von Ru⸗ 
fen der Senſation unterbrochen! an die Präſidenten zur politiſchen Ueber⸗ 
wachung der Juſtizbeamten! (Er verlieſt ibn; Rufe: hört! hört! begleiten 
die Kernſtellen.) Ich will Ihnen auch den $ aus der Allg. Ger.⸗Ordnung 
vorlejen, worauf dieſer Erlaß Bezug nimmt, § 5, Theil III. Tit. 2 der Allg. 
Ger.⸗Ord. (Dieſe Geſetzesſtelle, ihrer Zeit auch veröffentlicht, gebietet den 
Beamten einen moraliſchen Lebenswandel und warnt vor „Niederträchtig⸗ 
keiten“) Meine Herren! Auf eine ſolche Geſetzesſtelle gründet der Hr. Juſtiz⸗ 
miniſter ſeinen Unterſchied: ob Beamte für oder gegen politiſche Maßnahmen 
der Regierung find! (Senſation.) Ja, er identificixt dabei ausdrücklich die 
Beförderung dieſer Maßnahmen ohne Weiteres mit der Treue und Ehrer⸗ 
bietung gegen Seine Majeſtät! Maßnahmen und Handlungen der jedes ⸗ 
maligen Miniſterien in all' ihren möglichen Wechſeln. Von der formellen 
Berechtigung dieſes Erlaſſes gegenüber der geſchehenen Aufhebung der Con⸗ 
duitenliſten, will ich nicht ſprechen; aber, meine Herren, Suarez, der große 
Urheber dieſes Geſetzes, würde erröthet fein, hätte er eine ſolche Anwen⸗ 
dung jenes § erlebt! (Lebhaftes Bravo.) (Der Juſtizminiſter begleitet dieſe 
Ausführungen mit dem ihm eigenthümlichen conſtanten Lächeln.) Dieſer 
Suarez, auch der Rechtslehrer des Königs Friedrich Wilhelm III., hat ein 
Buch „Aphorismen“ geſchrieben, wegen deſſen er einer ſehr ungünſtigen 
Berichterſtattung der Präſidenten in Gemäßbeit jenes miniſteriellen Erlaſſes 


hätte verfallen müſſen. Da bezeichnet er als erſten N einge . 
1 


ſchränkten Monarchie in England: a) „Sicherheit des ateigen⸗ 
thums und der bürgerlichen Freiheit durch die Mitwirkung 
des Volkes bei der ile Oer bie (Hört!) al 

Nun, meine Herren, hätte Suarez die Zeit der conſtitutionellen Staats» 
ferm in Preußen erlebt, würde er die „Mitwirkung des Volkes bei 


der Geſetzgebung“, die er als das vorzüglichſte Recht in der eingeſchränk⸗ 


ten Monarchie erklärt, irgend wie haben antaſten wollen?! Das Volk ver⸗ 
langt, daß auch den Beamten ihr klares Staatsbürgerrecht, theilzunehmen 
an jener Mitwirkung, unverletzt bleibe. Aber das beſondere an dieſem Er⸗ 
laſſe iſt, daß er eben keineswegs den Beamten überhaupt ein politiſches Wir⸗ 
ken verbietet, ſondern nur die Beamten in ein politiſches Parteilager, das 
des zufällig am Ruder befindlichen Minifteriums, weiſt. (Sehr richtig!) — 
Als ich vor zwei Jahren zum erſtenmale hier wieder ſtand, ſprach ich meh⸗ 
rere Wünſche aus. Sie find nicht in Erfüllung gegangen, darunter auch 
nicht der: Die . und die Servilität bleibe fern vom Throne! — Eröff⸗ 
net ſich nun der Abgrund der Seſaſung ul en; erhebt ſich der Abſo⸗ 
lutismus wieder und tritt die Verfaſſung mit Füßen: dann haben wir we⸗ 
nigſtens heute unſere Schuldigkeit geihan. Wir wollen treu und feſt dem 
Lande zur Seite ſtehen, wie das Land uns zur Seite ſteht! (Lebhaftes 
Bravo!) 

Graf Bethuſy⸗Huc: Was fteht in der Verfaſſungs Urkunde? Für 
den vorliegenden Conflict Folgendes: Bei einer Divergenz zwiſchen den ver⸗ 
ſchiedenen —. — der Landesvertretung, oder bei einer Gefährdung der 
nakten Exiſtenz des Staates durch den Beſchluß auch nur eines Factors, 
bat die Staatsregierung das Recht wie die Pflicht, die Ausgaben des Staa⸗ 
tes, die ſchon in früheren Ordinarien feſtgeſtellt ſind, oder ſich als nothwen⸗ 
dig für die natte Staatseriftenz ergeben, aus den vorhandenen Einnahmen 
u beſtreiten. Eine Divergenz ſei durch die Verwerfung des Budgets 
eitens des Herrenhauſes entitanden; dieſe Nothwendigteit, für die nakte 
Exiſtenz des Staates zu forgen, müſſe als maßgebend für die Aufrechthal⸗ 
tung der Reorganiſation der Armee anerkannt werden. Hätten die Miniſter 
dieſe Reorganiſation nicht geſchüßzt, fo bätten fie Preußens Eriftenz auf 
Jahrhunderte gefährdet (Ol Sh; bätten fie das Abgeordnetenhaus aufs 
gelöft, ſo würden fie ſich der Thorheit ſchuldig gemacht haben. (Beifall; 
Heiterkeit.) Wären fie aber von ihren Stellen zurückgetreten, fo hätten fie 
ſich feige gezeigt! Aber weder Thorheit noch Feigheit find politiſche Tu⸗ 
genden. Dem Könige den Empfang der Lovalitäts⸗Deputationen zu verübeln, 
verletze den Art. 43 der Verfaſſungs⸗Urkunde (Unverletzlichkeit des Köͤ⸗ 
nigs ). Jetzt handle es ſich einerſeits um den Anfang oder das Ende der 
im Haufe bertſchenden Partei, andererſeits um Anfang oder Ende der preus 
ßiſchen Monarchie. (Staunende Ausrufe!) Er und feine Partei könnten 
keiner der eingebrachten Adreſſen zuſtimmen; ihre Adreſſe würde geweſen 
ſein: eine kurze Paraphraſe der Thronrede und zum Schluß der Ruf: Es 
lebe der König! n N 

Abg. v. Carlowitz (der Redner iſt auf der fa 
unverſtändlich, wir können deshalb nur einzelne abg ene Sätze ſeiner 
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ft e Verdienſt, Klarheit in unſere gegenſe 
iſt noch kein volles Jahr her, da wurde bei 


Rede wiedergeben): Es könne Jemand, deſſen Recht verletzt ſei, ſchweigen; 
er könne auch eine Sühne verlangen, allein es 85 unbegreiflich, wie Je⸗ 
mand, der des Andern x verletzt habe, ſolche Sprache 

di 


der Miniſtes⸗Präſident in der Commifſion. Die Adreſſe ſolle klar und 
unzweideutig die Beſchwerden des Landes vor den Thron bringen; nur in f 
einem Falls wäre es beſſer Rechen von der Adreſſe abzuſtehen, wenn näm: nicht mehr möglich fein. fan dieſer Adreſſe werden dem Hauſe der 
lich ein Miniſter⸗Verantwortlichkeits⸗Geſetz vorhanden wäre. Die Erklärung] neten Rechte vindicirt, welche das Haus entweder gar nicht oder doch nicht 
des Miniſter⸗Präſidenten habe die ganze Theorie von der Unverantwortlich⸗ | allein beſitzt. Wenn Sie, m. H., das Recht hätten, durch ihre alleinigen Be⸗ 
keit der Krone und der Verantwortlichteit der Miniſter auf den Kopf geſtellt] ſchlüſſe das Budget in ſeiner Hauptſumme und in feinen Einzelheiten giltig 
Sehr richtig!) und ihr gegenüber bleibe nur übrig, eine Adreſſe an die | feſtzuſtellen; wenn Sie das Recht hätten, von Sr. Maſeſtät dem Könige die 
zone zu richten, unbekümmert um deren Erfolge, feſt in dem Glauben, daß Entlaſſung der Minifter, welche Ihr Vertrauen nicht haben, zu fordern; wenn 
es im Intereſſe des Königs liege, die Wahrheit zu 5 en, wenn das Wohl Sie das Recht hätten, durch Ihre Beſchlüſſe über den Staatshaushaltsetat 
des Königs Hub des Date Iapnge Nai F. ſei. (Beifall) Mit dem Er⸗ den Stab über die Armeere jation zu brechen; wenn Sie das Recht 
laß diefer Adreſſe erfülle das Haus eine Pflicht gegen das Land. Die Üde⸗ hätten — wie Sie es verfaſſungsmäßig nicht haben, in dieſer Adreſſe aber 
ralen Parteien ſeien daruber einig, daß die Adreſſe die Verfaſſungs⸗Verleze beanſpruchen — die Beziehungen der Grefutiugewalt zu ihren Beamten maß 
zungen zu conſtatiren habe, es zu conftatiren habe, daß ein dudgeiloſer Zu⸗ gebend zu kontroliren: dann wären Sie in der That im Beſitz der vollen 
ſtand eingetreten, daß das Recht des Hauſes in feiner Ausgabe⸗ Bewilligung Regierungsgewalt in dieſem Lande. Auf der Baſis dieſer Anſprüche beruht 
verletzt jet und dies um ſo klarer hinzuſtellen, als die Staatsregierung das | die Adreſſe, wenn Sie überhaupt eine Baſis hat. Ich glaube daher ihre 
Nichtzuſtandekommen des Budgets für 1862 einfach wie eine Etatsüberſchrei⸗ praktiſche Bedeutung kurz dahin ben zu können? Durch dieſe Adreſſe 
tung behandle. 3 Eu Ii werden dem königlichen Haufe der Hohenzollern feine verfaſſungsmäßigen Re⸗ 
Der Redner berührt dann die Lopalitäts⸗Adreſſen, die nicht berechtigt“ gierungsrechte abgefordert und für die Majorität dieſes Hauſes in Anſpruch 
ſeien, ſich als die Stimme des Landes zu bezeichnen, erkennt an, daß die | genommen. (Lebhaſter Widerſpruch. Glocke des Präſidenten.) 
demokratiſche Partei ſich ruhig und maßvoll gehalten habe — man möge 
entſcheiden, auf weſſen Seite die Waagſchale ſinke. — Punkt VI. des Com⸗ faſſung Ihnen gegenüber verleßt ſei, verletzt, infofern Krone und Herrenhaus 
wiſſtons⸗Entwurfs beſpreche die Maß regelung verfaſſungstreuer Beamten.] dem Willen des Hauſes der Abgeordneten ſich nicht fügten. Sie richten 
Ale Erwähnung ſei nothwendig, denn das Volk verſtehe vielleicht die Ver⸗ den Vorwurf der deren e gegen das Miniſterium und nicht 
aſſungsverletzung weniger, als die Maßregelung der Beamten. (Sehr wahr!) gegen die Krone, deren Treue gegen die Verfaſſung Sie im Gegentheil außer 
Er würde es bedauern, wenn bei dieſem Punkte eine Differenz die Mehrheit] Zweifel ſtellen. Gegen dieſe Unterſcheidungen babe ich mich ſchon in der 
des Hauſes zerſplittern ſollte. — Satz VIII der Adreſſe (Preußens Einfluß] Ausſchußverhandlung verwahrt. Sie wiſſen, m. H, fo gut wie Jedermann 
in Deutſchland ſei ein Punkt, der einer ganz beſonderen Beleuchtung bedürfe. in Preußen, daß das Miniſterium im Namen und auf Befehl Sr. Majeſtät 
Die Wahrheit zu ſagen, könne nie ſchaden; frage man nach der Stimmung] handelt; Sie wiſſen, daß die Miniſter namentlich diejenigen Regierungsakte, 
im Auslande und dann trete man der Adreſſe gegenüber und ſage fie habe] in welchen Sie eine Verſaſſungsverletzung erblicken wollen, in dieſem Sinne 
Unrecht. (Beifall.) Der Redner geht auf eine Schilderung der Unfruchtbar⸗ vollzogen haben. Das preußiſche Miniſterium iſt in dieſer Beziehung eben 
keit der äußeren Politik des Miniſteriums ein, welcher die Sympathie des ein anderes, als das engliſche. Es mag ſich dieſes nennen, wie es will, es 
Volkes fehle. Preußen ſei nur ſtark durch ſein von Vaterlandsliebe getra⸗iſt immer nur das Minifterium des Parlaments; wir aber find die Miniſter 
genes befonnenies, ruhiges Volk, und nur mit dieſem Volke laſſen ſich Erfolge Sr. Majeftät des Königs Ich weiſe dieſe Trennung zwischen Krone und 
erzielen. (Beifall.) — Wenn der Kurfürſt von Heſſen geſagt habe, Preußen] Miniſterium keineswegs zurück, um die Autorität der Krone zu einem 
möge vor feiner Thüre Tan, fo habe er das wahrſte Wort geſprochen, was Schilde für uns zu machen. Wir bedürfen ihrer Deckung nicht, wir ftehen 
er jemals gejagt habe. (Zuſtimmung.) Wäre die preußiſche Regierung dem | feſt im Bewußtſein unſeres guten Rechts (lebhafter Widerſpruch). Ich weiſe 
Abgeordnetenhäuſe entgegengekommen und hätte dann dem heſſiſchen Volke] dieſe Trennung aber um alb zurück, weil durch ſie die Thatſache ver⸗ 
zur Seite geſtanden, ſo würde demſelben mehr genützt ſein, als jetzt. Die] deckt wird, daß es ſich um eine Adreſſe gegen die Krone und nicht blos ge⸗ 
Sympathien des deutſchen Volkes ſeien verſcherzt, und ſelbſt der Sieg, den] gen das Miniſterinm handelt. Sie finden, m. H., die Verfaſſungsverletzung 
wir neuerdings dem Delegirten⸗Projekte gegenüber erfochten, habe keine Bes | im specie bei Art. 99 der Verfaſſungs Urkunde. Dieſer Art. lautet: „Alle 
deutung; Preußen ſei dadurch nur einem aufgeſtellten Netze entgangen. Das Einnahmen und Ausgaben des Staates müſſen für jedes Jahr im Voraus 
deutſche Volk ſtehe auf der Höhe feiner Zeit und halte feſt an dem Wunfche veranſchlagt und auf den Staatshaushaltsetat gebracht werden;“ wenn 
einer Einigung Deutſchlands. (Der Schluß der Rede verſchwand gänzlich] darauf folgte: „Letzterer wird jährlich durch das Haus der Abgeordneten 
unter dem Beifall des Hauſes.) feſtgeſtell.“ — dann hätten fie Recht. Es folgt aber: „Der Staatshaus⸗ 
Abg. Reichenſperger (Geldern): Er wolle dem Vorredner nicht auf] hallsetat wird jährlich durch ein Geſetz feſtgeſtelt.“ Wie nun ein ſolches 
das von ihm betretene Gebiet folgen; er meine, der Herr Referent habe] Geſetz zu Stande kommt, das hat Art. 62 der Verfaſſungs⸗Urkunde dahin 
Recht, wenn er ſage, die ganze Schwere ver Lage concentrire ſich in der einen beſtimmt, daß zu jedem Geſetz, alſo auch zu dem Budgetgeſetz die Ueberein⸗ 
Frage nach der Lage des Landes, dem Verfaſſungsconflict. — Ausſchließlich] ſtimmung der Krone und der beiden Häuſer des Landtags erforderlich iſt. 


Lande ſtreite, mit Entſchiedenheit zurückgewieſen. Nachdem Sie, 1 H., die 
Adreſſe, wie lie vorliegt, werden angenommen haben, wird dieſe 8 A 
gend: 


der Frage des Budgets fei die Adreſſe zu widmen; Alles Andere ſei bei] Die Verfaſſung ſtellt die Rechte der drei concurrirenden Gewalten theoretiſch 


eite zu laſſen, — ſchon deshalb, weil dort noch erſt Feſiſtellungen nötbig | unbegrenzt hin. Daß das Herrenhaus ein ihm nicht convenirendes Budget 
fein würden. Auf jene Frage beſchränke ſich feine Adreſſe. Es ſei ein ber verwerfen kann, wird ausdrüclich in Art. 62 am Schluſſe hervorgehoben. 
Bea ein ſpezifiſch preußiſches Gefühl, in ſolchen Lagen, wie die jetzige, In der Theorie, ich wiederhole es, ſind dieſe Rechte unbegrenzt, und 
Hilfe zu ſuchen beim Staatsoberhaupt, und dieſe Hilfe werde nicht vergeblich] wenn eine Vereinbarung zwiſchen den drei Gewalten nicht ftatifindet, jo 


Er möglich war } 
die für die Militär-Organifation geleiſtet find, nicht als weggeworfen betrach⸗ 


An 99 gefordert worden. — 


tung d 

mi 2 209 ene Erkla fe ch hol 
io e Erklärung, und ſei auch aus ſachlichen Gründen gegen meh: kann ſich wiederholen, al 

rere in ber pre enthaltene Sätze, gegen die Sätze von der Hesseigun die e der Krone und des Herrenhauſes ganz illuſoriſch fein 


der Preſſe ꝛc. t habe der Berathung bei Revlſion der Verfaſſung beige⸗ 
3 & 3 unerhört, dergleichen fo unſubſtantiirte Dinge an den Thron zu en, 


verweigerter Summen es DA 
ch e n den Ausgaben des Ministeriums, fo lange fie nicht vom der Verſaſſungsverletzung fein, 


1 als derjenige, in dem wir uns in den früheren 14 Jahren ge⸗ 


wohnlich 4 Monate, oft ein halbes Jahr hindurch befunden haben. 


a : der eigenen Meinung. Bei dieſer Rück⸗ 
ſicht will ich mich I ränken, die 11 der Regierung u kenn⸗ 
zeichnen. Der Ent en die Commiſſion vorgelegt hat, hat uns 


r 1 ee ne A 


Sie kleiden dieſe er perle allerdings in die Form ein, daß die Ver⸗H 
ft 


Iprincipaliter 


Sie ſagen, die jetzige Situation würde dadurch noch verſchärft, daß fie 
ierung Ge⸗ 


n Beziehungen zu bringen. g 
> Zi legenheit 1 5 Bu einen beſtimmten Beſchluß gegen das nun doch ſeitens der 
ren könne, wie] len die Behauptung, da in Preußen das Parlament mit der in kr 10 gefaßt hätten. Das, meine Herren, iſt eine Unterſchätzung der 


oßität, welche Ihrem einſeitigen Beſchluſſe beigelegt werden könnte. 
Sie können uns weber autoriſiren zu irgend einer Ausgabe, noch die Gren⸗ 
zen des Staoksbedürfniſſes überhaupt vorzeichnen. Es ſſt immer nothwen⸗ 
dig, daß die Zuſtimmung des Herrenhauſes und die Sanctien der Krone 
binzutritt, um aus ihrem Votum eine geſetzliche Beſtimmung zu machen. 
Mit ſolchen Vorwürfen, meine Herren, kommen wir nicht weiter. Die Re⸗ 
gierung hat die feſte Ueberzeugung, daß ſie ſich nicht im Widerſpruch mit 
der Verfaſſung befindet; ſie hat auch den feſten Entſchluß, den Beſtrehungen 
des Abgeordnetenhauſes nach Erweiterung ſeiner Machtbeſugniß über das 
Maß, welches die Verſaſſung bewilligt, feſt und energiſch zu widerſtehen, fo 
fange das Vertrauen Sr. Maj. ihr zur Seite ſteht. Was Ihnen die Ver: 
faſſung an Rechten zubilligt, ſoll Ihnen werden. (Senſatſon.) Was Sie 
datüber hinaus verlangen, werden wir ablehnen und Ihnen gegenüber und 
Ihren jetzigen Forderungen die Rechte der Krone mit Entſchloſſenheit und 
Ausdauer vertheidigen. Es iſt ein eigenthümliches G00 pen on daß 
grade dieſe Beratbung und dieſes Manifeſt, welches Sie dem königl. Haufe 
zu überreichen geſonnen ſind, zuſammenfällt mit dem heutigen Geburtstage 
unferes muthmaßlichen Thronerben. In dieſem Zuſammenkreffen ſehen wir 
eine doppelte Aufforderung, feſt für das Recht Sr. Majeſtät, des königlichen 
auſes und insbeſondere der Nachfolger Sr. Maſeſtät einzutreten. Das 
Königshaus Hohenzollern hat feine Miſſion noch nicht erfüllt, es ift noch 
nicht reif, ein blos ornamentaler Schmuck Ihres Verfaſſungsgebäudes zu 
werden. Es iſt noch nicht jo weit, als ein bloßer Maſchinentheil in den 
Mechanismus des parlamentariſchen Regiments eingefügt zu werden. 

(Die darauf folgende Rede des Herrn v. Unruh ſ. im Morgenbl.) 

Abg. Graf v. Schwerin: Es wax meine Abſicht, gegen eine Adreſſe 
zu ſtimmen. Bevor ich aber meine Anſicht motivire, muß auch ich meiner⸗ 
ſeits mit tiefem Bedauern gegen die Worte des Miniſter⸗Präſidenten Ber: 
wahrung einlegen (Bravo). Der Herr Miniſter⸗Präſident hat an den Ges 
burtstag des zukünftigen preußiſchen Thronfolgers erinnert, und betrachtet 
ihn als einen Mahnruf, das Recht der Krone zu wahren. Das wollen wir 
auch. Aber der Satz, in dem die Rede des Herrn Miniſter⸗Präſidenten cul⸗ 
minirte: „Macht geht vor Recht“ (fürmiſches Bravo) iſt es nicht, auf 
dem die Macht des preußiſchen Königshauſes beruht, ſondern diefer Satz 
beißt: „Recht gebt vor Macht“ (fäl miſches Bravo, Bewegung auf den 
Tribünen), Nur unter dieſem Spruche wird das preußiſche Königshaus 
glänzen. Man braucht, wenn man ſich ſo ausſpricht, nicht den Standpunkt 
des vorigen Redners zu theilen. 

Ich bin der Anſicht, daß an der gegenwärtigen Lage auch das Haus 
Schuld dat. Wenn man Beſchlüſſe faßt, die man ſelbſt für unmöglich hält, 
und nicht ausführen will, jo iſt das eine Politik der Agitation und Demon» 
ſtration. Ich will genen eine Adreſſe ſprechen; fie ir von der Majorität 
allerdings ſchon beſchloſſen. Ich habe alſo keine Ausſicht auf Erfolg und 
ſpreche nur, um meine Auffaſſung der Sache nicht zu verſchweigen. Der 
gegenwärtige Augenblick paßt nicht zu einer Adreſſe. Be lege keinen Werth 
darauf, daß man gewöhnlich nur dann Adreſſen erläßt, wenn Se. Majeſtät 
der König in Perfon die Seſſion eröffnet hat. Die Majorität will ja keine 
Beantwortung der Thronrede. Sie jagt, die Lage des Landes erfordere, daß 
man ſich vor dem Throne ausſpreche. Ich ſage: Nein. Allerdings iſt die 
Lage abnorm. bin mit Ihnen darin einig, daß wir den Conflict nicht 
u verſchleiern haben, aber nicht die Stufen des Thrones ſind der Ort, wo 
fache Confliete ausgetragen werden. Dieſer Ort iſt das Haus und ſeine 
Tribüne. Wie der Abg. Reichenſperger betrachte ich die Mitglieder dieſes 
Hauſes als Depofitäre des Rechts des Landes, und die Budgetdebalte wird 
Gelegenheit geben, dies geltend zu machen Aber Sie fagen ferner: Ueber 
die ſeit dem Ende der letzten Seſſion geſchehenen Dinge darf das Haus 
nicht ſchweigen. Das mag fein. Aber auch in dieſem Punkte beſtrette ich, 
daß die Adreſſe die richtige Form ſei. 3 Be 

So weit es ſich um bloße Demonſtration handelt, ift bis jetzt immer 
Demonſtration auf Demonſtration geſetzt worden, Unterſchriften gegen Unter⸗ 
ſchriften, gegen 100,000 deren 300,000 oder gar, wie der Herr Präſident 
uns heut mitgetheilt, 350,000. Es entſpricht aber nach meinem Gefühle 
nicht der Ehrfurcht vor dem Throne, Worte, die am Throne geſprochen und 
dort freundlich aufgenommen worden find, in einer Weiſe zu charakteriſiren, 
wie der Entwurf es thut. Kann man es nicht anders, ſo ſchweigt man beſ⸗ 
ſer. Die Dass eln der ii 5 Beamte, Preſſe u. f. w. find auch 
nach meiner Anſicht nicht politiſch. Aber daß fie ungeſetzlich Mrd und eine 
Anklage rechtfertigen, iſt noch nicht conſtatirt. Welcher Juriſt in dieſem 
Haufe würde einen Spruch vor inſtruirter Sache fällen! Endlich welchem 
Zweck ſoll die Adreſſe dienen? Kann man eine politiſche That thun, deren 
Ausgang man nicht vorausſieht, deren Erfolg man ſich ſelbſt überläßt? 
Solche That kehrt ihre Spitze gegen den Thäter. wir auch über den 
Urſprung des Conflicts verſchieden denken, fo find wir doch darin einig, daß 
der Conflict nach Maßgabe der Verfaſſung, die keine Lücken hat, geln 
werden muß. Wird dies durch eine Adreſſe geſcheben? Sie wird den Con⸗ 
fliet ſchärfen, fie wird der Reaction in die Hände arbeiten. Deshalb bin ich 
r gegen jede Adreſſe, eventualiter für den Entwurf des Abgeord⸗ 
neten v. Vincke. Sein Entwurf ſpricht den Punkt, der den Verfaſſungsbruch 
betrifft, klar und vräcis aus und ohne ſchroff zu fein; er ſpricht die Wünſche 
des Landes in Bezug auf die Geſetzgebung aus; er erkennt bei der Regie⸗ 
bh das an, was anzuerkennen it. Ich kann nicht, wie der Abgeordnete 
v. Benda, obgleich ich Form und Inhalt der Adreſſe miß billige, gleichwohl 
für Wale ſtimmen; ich Tann keine Einigkeit conſtatiren, wo ich nicht 
einig bin. 

Miniſterpräſident v. Bismarck: Ich habe den Anfang des Vorredners 


nicht gehört und vernehme ſoeben durch Mittheilungen meiner Herren Colle⸗ 


5 
dann genöthigt, fie zu brauchen. 
Beurt elan erer 
me 29 15 nnn hierauf be 
ie Vertagun batte wird hierauf beantragt und genehmigt. 

Graf Schwerin (perſönlich): Er habe nicht beſagt, daß des Malern 
ſident den Satz: „Macht geht vor Recht“ ausgeſprochen, ſondern nur: dieſer 
Satz bilde den Kernpunkt ſeiner Rede. „Und das muß ich leider wieder⸗ 
holen.“ (Zuſtimmung.) FAR \ 

Schluß der Sitzung 3% Uhr, nächſte Sitzung Mittwoch 10 Uhr. 

Die polniſchen Abgeordneten werden für die Adreſſe ſtimmen, ihre Ab⸗ 
ſtimmung aber noch durch Herrn . motiviren laſſen. 

Von Rednern für die Adreſſe ſind zu morgen noch eingeſchrieben: Twe⸗ 
ie, Janiszewaki, SculeDelisih, Freſe (Minden); gegen die Abrefie: 

eichenſperger (Beckum), Zebrt, Graf Seberr Thoß, v. Bonin (Stolp). 

Auf die Generaldebatte wird noch eine Spezialdebatte folgen, fo daß die 

Abſtimmung über die Adreſſe wohl erst Donnerſtag stattfindet. 
. — — — mn. — en —U— 
reslau, 28. Jan [Waſſerſtanv.] OP. 16 F. 4 8. U.⸗P. 3 F. 6 g. 

5 Den 27. letzter Siena, 2808 ſt Bi * 59568 


Spray. 8 ** ch 30 en 

70, —. 3m, 4, lyprz. Spanier 46%, Oeſterr. Staats⸗Eiſen⸗ 
bahn⸗Aktien 507, 50. Gredit⸗mobilter⸗Mktten 1150, —, Lomb. Eſſenbahn⸗ 
Uktien 583, 75 Hefter. Credit⸗Aktien —. . in 


on, 27. Januar, Nachm. 3 Uhr. Silber 61% Schönes Wetter. 
ag han —4 gs . aner a 2 Maine 834. 
5 8 proz. Ruſſen . urg at 13 
6% Sch. Wien II Fl. 90 Kr. i 
nt . — —r 
ſch. 
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Heute Abend 2 bis 9 Uhr: 


1) Das Sonnen ⸗Syſtem. 
2) Die Polarwelt. 
Eine Wiederholung 

nicht ſtatt. 


Die Nee 
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